
654 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen ·des Nationalrates IX. GP. 

17.5. 1962 

Regierungsvorlage 

Bundesgesetz vom über 
die Verwaltung der ERP-Counterpart-Mittel 

(ERP:-Fonds-Gesetz ). 

Der Nationalrat hat beschlossen:. 

I. 

Errichtung, Mittel und Aufgaben des Fonds. 

§ 1. 

-ü) Unter dem Namen "ERP-Fonds" wird ein 
Fonds mit eigener Rechtspersönlichkeit (im fol~ 
genden "Fonds" genannt) errichtet. 

(2) Der Fonds hat die Aufgabe, den Ausbau, die 
Rationalisierung und die Produktivität der öster­
reichischen ·Wirtschaft insbesondere durch Unter­
stützung und Anregung der produktiven Tätig-

~ keit und des Warenaustausches zu fördern und 
dadurch auch zur Erhaltung der Vollbeschäfti­
gung .und zur Erhöhung des Sozialproduktes un­
ter . Bedachtnahme auf die Stabilität des Geld­
wertes beizutrage~. 

(3) Der Fonds hat seinen Sitz und ausschließ­
lichen Gerichtsstand in Wien. 

§ 2. 

Zur Verwirklichung seiner Aufgaben verfügt 
der Fonds über 

1. die Vermögenschaften und Rechte, die ge­
mäß § 3 Abs. 1 in das Eigentum des Fonds über-
gehen, . 

2. die Forderung an den Bund, dem Fonds jene. 
Beträge zu erstatten, die der Bund aus ERP­
Mitteln zur Vorfinanzierung eigener Verpflich-
tungen verwendet hat, -

3. die Rückflüsse an Kapital und die Eingänge 
an Zinsen für die vom Fonds erbrachten Lei­
stungen oder getroffenen Maßnahmen und 

4. allfällige Zuwendungen an den Fonds oder 
sonstige Einnahmen des Fonds. 

§ 3. 

(1) Mit InkrafttJreten dieses Bundesgesetzes 
gehen alle Vermögenschaften und Rechte auf den 
Fonds über, die der Bund durch die Ahwicklung 
jener Hilfsmaßnahmen, die die Vereinigten 
Staaten von Amerika im Rahmen ihres Euro-
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päischen Wiederaufbauprogrammes (European 
Recovery Program - ERP) Österreich gewährt 
haben, erworben hat (ERP-Mittel) und die dem 
Bund im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bun­
desgesetzes zustehen. Diese sind ins besondere: 

a) Die Guthaben der im Zusammenhang mit 
dem Abkommen zwischen der österreichi­
schen Bundesregierung und der Regierung 
der Ver:einigten Staaten von Amerika über 
wirtschaftliche Zusammenarbeit vom 2. 1ul; 
1948 errichteten Konten. 

b) Die von der Oesterreichischen National­
bank treuhändig für den Bund (Bundes­
ministerium für Finanzen) übernommenen 
Wechselforderup.gen für Aufbaukredite 
samt Anhang. 

e) Die dem Bund unmittelbar oder über 
Kreditunternehmungen mittelbar zustehen~ 
den Forderungen aus gewährten Aufbau­
krediten samt Anhang. 

d) Die dem Bund zustehenden Ansprüche und 
Forderungen aus sonstigen Krediten und 
aus Treugaben, die aus ERP-Mitteln ge­
währt worden sind, samt Anhang. 

e) Das Recht, Kredite zu gewähren, die ge­
mäß § 82 Nationalbankgesetz 1955, BGBL 
Nr. 184, seitens der Oesterreichischen Na­
tionalbank durch Eskontierung von Fi­
nanzwemseln, die vom Kreditwerber bei­
gebracht werden, nach Maßgabe der Be­
stimmungen des Abs. 2 zu finanzieren 
sind. 

(2) Die Summe der gemäß Abs. 1 lit. e ge­
währten Kredite darf jeweils den seinerzeit von 
der Bundesschuld bei der' Oesterreichischen 
Nationalbank abgeschriebenen Betrag von 
4.705,404.000 Schilling zuzüglich der jeweils für 
neue Kredite verfugbaren Zinsenüberschüsse 
nicht übersteigen. Die Summe der WemseI­
beträge, die von der Oesterreich,ischen National­
bank bisher für Aufbaukredite und jeweils für 
Fondskredite eskontiert wurden oder deren Es­
kontierung hiefür zugesagt wurde, ist auf den 
vorgenannten Rahmen anzurechnen. 

(3) Die in § 2 Z. 2, 3 und 4 sowie die in Abs. 1 
lit. abis d bezeichneten Vermögenschaften und 
Rechte werden im folgenden Eigenblock und das 
in Abs. 2 bezeichnete Vermögen im folgenden 
Nationalbankblock genannt. 
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(4) Sonstige Einzelheiten, betreffend den Natio~ 
nalbankblock, insbesondere über die Aufteilung 
und Verwendung der Zinsen hieraus für die 
Bildung einer Verlustreserve und über ihre Ver­
wendung für Kredite, sind durch Vertrag zwi­
schen dem Fonds und der Oesterreichischen Na­
tionalbank zu regeln. 

(5) Der Fonds ist verpflichtet, die Verluste ab­
zudecken, die der Oesterreichischen Nationalbank 
ab Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes aus der 
bisherigen und künftigen Eskontierung von 
Finanzwechseln im Sinne des § 82 des National­
bankgesetz.es· 1955 (Aufbauwechsel) entstehen 
und die die im Abs. 4 genannte Verlustreserve 
überschreiten. Durch diese Verpflichtung wird 
die im § 82 Abs. 2 Nationalbankgesetz 1955 
genannte Haftung des Bundes ersetzt. Die bisher 
vom Bund gemäß den Bestimmungen des Bun­
desgesetzes vom 30. März 1949, BGBI. Nr. 101, 
betreffend die übernahme einer Haftung durch 
die Republik Osterreich, ubernommenen Haf­
tungen erlöschen mit Inkrafttreten dieses Bun­
desgesetzes. 

§ 4. 

(1)' Der Fonds hat seine Mittel nach wirt­
schaftlichen Grundsätzen zu verwalten. 

(2) Der Fonds darf, ausgenommen in den Fäl­
len der §§ 5 Abs. 2, 13 Abs. 3, 20 Abs. 2 und 3 
und § 23, keine Leistungen erbringen oder Maß­
nahmen treffen, durch die das Fondsvermögen 
dauernd vermindert wird. 

(3) Der Fonds darf keine Leistungen zugunsten 
von Gebietskörperschaften erbringen. 

(4) Die Gebarung des Fonds, insbesondere auch 
seine Gebarung mit den Mitteln des Eigenblocks, 
ist in der Haushaltsrechnung des Bundes nicht 
zu verrechnen. 

§ 5. 

(1) Der Fonds hat ·im Rahmen des Jahres­
programmes und unter Bedachtnahme auf die 
Bestimmung des § 4 nur mittel- und lang­
fristige, verzinsliche Investitionskredite gegen 
Sicherstellung zu vergeben. Diese können in 
Form von Groß-, Mittel- oder Kleinkrediten 
vergeben werden; Großkredite in diesem Sinne 
sind Investitionskredite im Betrage von über 
fünfhunderttausend Schilling, Mittelkredite In­
vestitionskredite im Betrage von über hundert­
tausend bis fünfhunderttausend Schilling, Klein­
kredite Investitionskredite im Betrage ab zehn­
tausend bis hunderttausend Schilling. 

(2) Im Rahmen ·des Jahresprogrammes und un­
ter Bedachtnahme auf die Bestimmung des § 4 
kann der Fonds 

1. zur wirtschaftlichen Förderung von Ent­
wicklungslän:dern und der östel"reichischen Aus­
fuhr nach solchen Ländern Maß'nahmen treffen, 
die zur Verwirklichung dieses Zieles geeignet 
sind, 

2. Kreditunternehmungen, deren satzungs~ 
gemäßer Hauptzweck in der Gewährung lang­
fristiger Invcstitions- oder Aufschließungskredite, 
die den Aufgaben des Fonds entsprechen, be­
steht, zu diesem Zweck Darlehen gewähren, 

3. aus ·den jährlichen, auf den Eigenblock ent­
fallenden Zinseneingängen - soweit sie nicht 
zur Deckung allfälliger, im Rahmen des Eigen­
blocks entstandener Verluste heranzuziehen 
sind -

a) Bürgschaftseinrichtungen aus Fondsmitteln, 
Haftungskapital zur Deckung von Aus­
fällen aus übernommenen Bürgschaften für 
Investitionskredite zur Verfügung stellen 
und 

b) Leistupgen fur sonstige Zwecke erbringen, 
die im Abkommen zwischen der österreichi­
schen Bundesregierung und der Regierung 
der Vereinigten Staaten von Amerika über 
die ERP-Counterpart-Regelung, 13GBI. 
Nr. . ....... , vorgesehen sind. 

Ir. 
Organisation des Fonds. 

§ 6. 

Organe des Fonds sind die ERP-Kreditkom­
mission und die Geschäftsführung.-

§ 7. 

(1) Die ERP-Kreditkommission entscheidet 
über die Zustimmung des Fonds zu den An~ 
trägen auf Gewährung von Groß-'- und Mittel­
krediten, soweit durch die Geschäftsordnung 
(§ 8) diese Entscheidungen nicht an Fachkom­
missionen delegiert wurden, und wirkt im Rah­
men der Bestimmungen des § 11 Abs. 3 bei der 
Erstellung der Investitionsrichtlinien. mit. 

(2) Die ERP-Kreditkommission besteht aus 
zwölf von der Bundesregierung zu bestellenden 
und abzuberufenden Mitgliedern. Die Mitglieder 
können längstens auf die Dauer der jeweiligen 
Gesetzgebungsperiode des Nationalrates bestellt 
'werden; die Bestellung gilt jedoch jedenfalls bis 
zur Bestellung neuer Mitglieder. Bei der Bestel­
lung der Mitglieder der ERP-Kreditkommission 
sind die Vorschläge und das Kräfteverhältnis der 
im Nationalrat vertretenen Parteien zu berück­
sichtigen. Bei Erstattung dieser Vorschläge ist 
darauf Bedacht zu nehmen, daß mindestens zwei 
der vorgeschlagenen Mitglieder mit den wirt­
schaftlichen Verhältnissen in den Bundesländern 
besonders vertraut sind. Zu Mitgliedern können 
nur Personen bestellt werden, die auf Grund 
ihrer Vorkenntnisse oder ihrer wirtsch,aftlichen 
Tätigkeit die Eignung fUr die übernahme dieser 
Funktion besitzen. 

(3) Die ERP-Kreditkommission ist beschlußfähig, 
wenn alle Mitglieder zeitgerecht geladen wurden 
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und mindestens sieben Mitglieder anwesend sind. 
Jedes Mitglied der Kommission kann sich durch 
ein anderes Mitglied vertreten lassen. 

(4) Die ERP-Kreditkommission faßt ihre Be­
sc.~lüsse mit einfacher Stimmenmehrheit der 
Mitglieder, die sich an der Abstimmung be­
teiligen. 

§ 8. 

(1) Die ERP-Kreditkommission hat sich und 
den Fachkommissionen eine Geschäftsordnung zu 
geben. ' 

(2) Die Geschäftsordnung hat insbesondere zu 
bestimmen 

die Art der Einberufung der Sitzungen und 
die Wahl des Vor,sitzenden der ERP-Kredit­
Kommission, 

daß die ERP-Kredit-Kommission ihr Recht der 
Entscheidung über die Zustimmung des Fonds 

zu Anträgen auf Gewährung von Groß- und 
Mittelkrediten auf dem Gebiete des Frem­
denverkehrs, der Land- und Forstwirtschaft 
so~vie jenes Verkehrssektors, der in den 

'Wirkungsbereich des Bund,esministeriums 
für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft 
fällt, an je eine Fachkommission und 

zu Anträgen auf, Gewährung sonstiger Mit­
telkredite an Unrerausschüsse der ERP­
Kreditkommission, sofern deren Entschei­
dung einstimmig getroffen wird, 

delegiert, ' 

daß der Vorsitz in der Fachkommission für 
Fre~denverkehrskredite dem Bundesmini­
sterium für Handel und Wiederaufbau, in dcr 
Fachkommission für Kredite .der Land- und 
Forstwirtschaft dem Bundesministerium für 
Land- und Forstwirtschaft und in der Fach­
kommission für Kredite J,es Verkehrssektors 
dern Bundesministerium für, Verkehr und 
Elektrizitätswirtschaft obliegt, 
daß die Fachkommissionen aus einem Vertreter 
des den Vorsitz in der Fachkommission füh­
renden Bundesministeriums, des Bundes­
kanzleramtes und aus sechs von der Bundes­
regierung zu bestellenden Personen, die die 
Voraussetzungen des § 7 Abs. 2 letzter Satz 
erfüllen, und in beratender, Eigenschaft aus 
einem Vertreter der Oesterreichis'chen Na­
tional.bank zu bestehen haben, 

3 

den Kreditunternehmungen eingeholten Unter­
lagen über gewährte Kleinkredite zu verlangen, 

sowie inwieweit Unterausschüsse für andere 
Angelegenheiten eingesetzt oder Experten zu 
den Sitzungen der Kommissionen beigezogen 

'werden können. 

(:3) Die Geschäftsordnung bedarf der Geneh­
migung der Bundesregierung. 

§ 9. 

(1) Die Geschäftsführung vertritt den Fonds 
nach außen und führt alle Geschäfte des Fonds. 
Sie hat an jeder Sitzung der ERP-Kreditkom­
mission, ihrer Unterausschüsse und der Fachkom­
missionen teilzunehmen. 

(2) Die Funktion'en der Geschäftsführung sind, 
soweit nicht gemäß § 15 einzelne Funktionen 
Bundesministerien übertragen sind, vom Bundes-
kanzleramt auszuüben. ' 

ur. 
Jahresprogt'amm und Richtlinien. 

§ 10. 

(1) Die Geschäftsführung hat bis Ende April 
eines, jeden Jahres ein Jahresprogramm' für das 
kommende Wirtschaftsjahr zusammen mit einer 
Stellungnahme des Bundesminister'iums für Fi­
nanzen dazu und einem' Gutachten der Oester­
reichischen Nationalbank über die Auswirkungen 
des Jahresprogrammes auf die Währungslage der 
Bundesregierung zur Genehmigung vorzulegen. 

(2) In dem Jahresprogramm ist unter Bedacht­
nahme auf die in Abs. 1 genannten Unterlagen 
und auf den vordringlichen Investitionsbedarf 
der österreichischen \'1irtschaft, der nach seinen 
volkswirtschaftlichen Auswirkungen zu beur­
teilen ist, das ziffernmäßige Ausmaß der im kom­
menden Wirtschaftsjahr ,einzusetzenden Fonds­
mittel und ihre Aufteilung auf die einzelnen 
Zweige der Wirtschaft festzusetzen. Im Jahres­
programm ist auch festzusetzen, welche sonstigen 
Maßnahmen gemäß § 5 Abs. 2 der Fonds neben 
der Gewährung von Investitionskrediten t'reffen 
kann. 

(3) Das genehmigte Jahresprogramm ist von 
der Bundesregierung dem Nationalrat jeweils vor 
Ende, der Frühjahrstagung zur Kenntnis zu 
bringen. 

daß die Fachkommissionen ihre Beschlüsse mit (4) Hat die Bundesregierung bis spätestens zwei 
einfacher Stimmenmehrheit der Mitglieder, die Wochen nach Ablauf eines Wirtschafts jahres kein 
sich an der Abstimmung beteiligen, fassen, daß Jahresprogramm für das neue Wirtschaftsjahr ge­
jedoch im Falle der Stimmengleic.~heit die nehmigt, so kann die Geschäftsführung bis zur 
Stimme des Vorsitzenden entscheidet, Genehmigung des Jahresprogrammes, durch die 
daß die Mitglieder der ERP-Kreditkommis- Bundesregierung, längstens jedoch auf die Dauer 
sion berechtigt sind, Auskünfte über die von I von drei Monaten, die 'Geschäfte des Fonds un­
der Geschäftsführung gemäß, den, Bestimmun- ter Zugrundele, gung ,eines monatlichen Rahmens 
gen des Treuhandvertrages (§ 13 Abs. 2) bei von einem Zwölfte! jenes Jahresprogrammes 
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führen, das sie der Bundesregierung gemäß Abs. 1 
vorgelegt hat. Darüber hinaus darf der Fonds bis 
zur Genehmigung des Jahresprogrammes durch 
die Bundesregierung nur solche Leistungen er­
bringen, zu denen der Fonds auf Grund bereits 
eingegangener rechtsverbindlicher Zusagen ver­
pflich tet ist. 

(5) Das Wirtschaftsjahr des Fonds läuft vom 
1. Juli bis Ende Juni des folgenden Kalender­
jahres. 

§11. 

(1) Die Geschäftsführung hat Grundsätze über 
die Arten der Investitionsvorhaben, die aus 
volkswirtschaftlichen Gründen durch Gewährung 
von Investitionskrediten gefördert werden kön­
nen, und die grundsätzlichen Bedingungen, un­
ter denen solche Investitionskredite gewährt 
werden können, festzusetzen. Diese Grundsätze 
und grundsätzlichen Bedingungen, denen eine 
Stellungnahme des Bundesministeriums für Fi­
nanzen beizufügen ist, bedürfen der Genehmi­
gung der Bundesregierung. 

(2) Die genehmigten Grundsätze sind von der 
Bundesregierung dem Nationalrat zur Kenntnis 
zu bringen. 

(3) Auf Grund der gemäß Abs. 1 genehmigten 
Grundsätze hat die Geschäftsführung im Einver­
nehmen .mit dem Bundesministerium für Finan­
zen Richtlinien für die Gewährung von In­
vestitionskrediten aufzustellen, und zwar soweit 
es sich um Kredite handelt, die der Entschei­
dung einer Fachkommission unterliegen, auch im 
Einvernehmen mit dieser und im übrigen auch 
im Einvernehmen mit der ERP-Kreditkom­
miSSIOn. 

(4) Diese Richtlinien müssen mit den für die 
Gewährung und Rückzahlung von lrivestitions­
krediten anerkannten Bankusancen im Einklang 
stehen, für Investitionen gleicher Art einheitlich 
sein und den gemäß § 12 festgesetzten Zinssatz 
enthalten. 

§ 12. 

(1) Der Zinssatz; zu dem die Kredite des Fonds 
zu gewähren und zu dem die Finanzwechsel 
durch die Oesterreichische Nationalbank zu es­
kontieren sind, ist von der Geschäftsführung ein­
heitlich so festzusetzen, daß er in der Regel den 
Zinssätzen des Kapitalmarktes nahekommt. Vor 
Festsetzung des Zimsatzes ist die Oesterreichische 
Nationalbank zu hören. 

(2) Für bestimmte Arten von Investitionen, die 
in einzelnen Teilbereichen der Wirtschaft im In­
teresse einer gesunden wirtschaftlichen Entwick­
lung eindeutig wünschenswert sind, kann ein ab­
weichender Zinssatz festgesetzt werden, wenn der 
Ertrag' dieser Arten von Investitionen den ge­
mäß Abs. 1 festgesetzten Zinssatz nicht zuläßt., 

(3) Die Entscheidung der Geschäftsführung ge­
, mäß Abs. 1 und 2 über den Zinssatz, der eine 

Stellungnahme des Bundesministeriums für Fi­
nanzen beizufügen ist, bedarf der Genehmigung 
der Bundesregierung. 

IV. 

Treuhandverträge. 

§ 13. 

(1) Zwischen dem Fonds und den Kreditunter­
nehmungen und sonstigen Einrichtungen, deren ' 
sich der Fonds zur Durchführung seinet Auf­
gaben bedient, sind Verträge über deren Rechte 
und Pflichten abzuschließen. Eine Kreditunter­
nehmung, die der Fonds zur Gewährung von In­
vestitionskrediten heranzieht und mit der er 
einen Treuhandvertrag abgeschlossen hat, w:rd 
Im folgenden "ermächtigte Kreditunterneh­
mung" genannt. 

(2) Treuhandverträge über die Gewährung von 
Kleinkrediten kann der Fonds jedoch nur mit 
solchen Kreditunternehmungen schließen, die 
auf Grund ihrer Spezialisierung und ihres Zweig­
stellennetzes hiefür besonders geeignet sind. Die 
nähere Auswahl der Kreditunternehmungen be­
darf der Zustimmung der ERP-Kreditkommis­
sion. In den Treuhandverträgen über die Ge­
währung von Kleinkreditenist insbesondere 

. vorzusehen, 
daß Kleinkredite ohne Zustimmung des Fonds, 
jedoch nur im Rahmen der vom Fonds zur 
Verfügung gestellten Mittel und nach Maßgabe 
der für Kleinkredite erlassenen Richtlinien ge­
währt werden können, 
daß ein Kreditwerber für dasselbe Investitions­
vorhaben nur einmal einen Kleinkredit erhalten 
kann, / 
daß die Kredituntetnehmung halbjährlich im 
nachhinein dem Fonds eine Liste der gewähr­
ten Kleinkredite zu übermitteln hat und 
daß der Fonds sich rieben seinen Kontröll­
rechten (§ 21}das Recht vorbehält, die Un­
terlagen über einen gewahrten Kleinkredit von 
der ermächtigten Kreditunternehmung nach­
träglich zur Einsichtnahme zu verlangen. 

(3) Die Vergütung, die die ermächtigten 
Kreditunternehmungen und sonstigen Einrich­
tungen gemäß Abs. 1 erhalten, ist mit Zustim­
mung der ERP-Kreditkommission in deli Ver­
trägen festzusetzen und aus d'en Zinseneingängen 
zu decken. 

V. 

Verfahren. 

§ 14~ 

(1) Investitionskredite aUs FondsmiüeIn werden 
von den ermächtigten Kreditunternehmungen 
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gewährt. Anträge auf Gewährung von Investi-I Bundesministeriums, das den Vorsitz in diesen 
tionskrediten sind bei einer ermächtigten Kredit- Kommissionen führt, zu entscheiden, ob eine 
unternehmung und, soweit sie der Entscheidung Zustimmung des Fonds zu der beantragten 
der Fachkommission für Kredite des Verkehrs- Kreditgewährung zu erteilen ist. 
sektors unterliegen,' der in den Wirkungsbereich 
des Bundesministeriums für Verkehr und Elek- § 16. 
trizitätswirtschaft fällt, bei diesem Bundesmini­
sterium einzureichen. 

(~) Die Kreditunternehmurrg hat diesen Antrag 
bankniäßig zu prüfen und - sofern es sich nidlt 
um einen Kleinkredit handelt - gemeinsam mit 
ihrer BeurteiluI)g unter Anschluß der not, 
wendigen Unterlagen dem Fonds mit dem An­
suchen um Entscheidung vorzulegen, ob der 
Gewährung des Investitionskredites zugestimmt 
wird. 

§ 15. 

(1) Der Fonds kann der Gewährung emes 
Investitionskredites zustimmen, wenn der bean­
tragte Investitionskredit im Jahresprogramm 
Deckung findet, das Vorhaben den Investitions­
richtlinien entspricht, der Kreditwerber kredit­
würdig und kreditfähig ist und der Investiiions­
kredit ausreichend sichergestellt wird. 

(2) pie Geschäftsführung hat Ansuchen ermäch­
tigter Kreditunternehmungen um Zustimmung 
zur Gewährung von Investitionskrediten, die der 
Entscheidung ,der ERP-K,reditkommission unter­
liegen, -dieser Kommission mit einem Antrag 
vorzulegen. Die Geschäftsführung hat, bevor sie 
einen solchen Antrag stellt, das Ansuchen auf 
Einhalrung der Investitionsrichtlinien sowie in 
volkswirtsChaftlicher, fachlicher und finanzieller 
Hinsicht zu überprüfen und zwar in finan;z.ieller 
Hinsicht gemeinsam mit dem Bundesministerium 
für Finanzen und der Oesterreichischen National­
bank, nach Anhören der einreichenden ermäch­
tigten Kreditunteruehmung (Prüfausschuß). 

(3) SOfern die Entscheidung über Ansuchen um 
Zustimmung zur Gewährung von· Investitions­
krediteneiner Fachkommission obliegt, hat, 
soweit nicht eine Betrauung gemäß Abs. 4 statt­
gefund'en hat, die Prüfung der Ansuchen nach 
Anhörender einreichenden ermächtigten Kredit­
unternehmung und: die AntragsteIlung an diese 
Kommission durch das Bundesmini.sterium zu 
erfolgen, das den Vorsitz in der Fachkommission 
fühFt. 

(4) Die Gesdläftsführung ist mit Zustimmung 
der Fachkommission ,berechtigt, Einrichtungen, 
die eigens zur Ausübung von Treuhandfunktionen 
Hir den Wiederaufbau bestimmter Wirtschafts­
zweige gegründet und bisher auf diesem Gebiete 
tätig- waren, mit Aufgaben der in Abs, J ge­
nannten Prüfung zu betrauen. 

(,,) Die ERP'-Kreditkommission hat auf Grund 
des Antrages der Geschäftsführung, die Fach­
kommissionen hab.en auf Grund des Antrages des 

(1) Anträge auf Abänderung von Bedingungen 
oder Auflagen gewährter Investitionskredite sind 
an das K:redininternehmen zu richten, mit dem 
ein Kreditv'ertrag abgeschlossen wurde (§ 18 
Abs. 1). . 

(2) Die ermächtigte Kreditunternehmung hat 
solche Anträge unter sinngemäßer Anwendung 
des § 14 Abs. 2 dem Fonds und, soweit sie Kre­
dite des Verkehrssektors betreffen, der in den 
Wirkungsbereich des Bundesministeriums für 
Verkehr und Elektrizitätswirtsdlaft fällt, diesem 
Bundesministerium vorzulegen. Die ermächtigte 
Kreditunternehmung darf solchen Anträgen nur 
mit Zustimmung des Fonds entsprechen. 

(3) In der Geschäftsordnung ist festzulegen, in 
welchen Fällen die Geschäftsführung eine Zu­
stimmung des Fonds gemäß Abs. 2 nur nach 
vorheriger Prüfung im Prüfausschuß und Ge­
nehmigung ,durch die ERP-Kreditkommission 
oder Fachkommissionen aussprechen darf. 

§ 17. 

(1) Der Fonds hat der Kreditunternehmung, 
die ;ein Ansuch.en gemäß § 14 Abs. 2 oder § 16 
gestellt hat oder die vom Kreditwerber in einem 
Antrag an das Bundesministerium für Verkehr 
und Elektrizitätswirtschaft genannt wurde, mit­
zuteilen, ob und unter ~elchen Bedingungen 
und Auflagen der Gewährung oder Abänderung 
eines Investitionskredites zugestimmt wird. 

(2) Aus einer Mitteilung gemäß Abs. 1 erwirbt 
mit Ausnahme der Kreditunternehmung, an die 
sie gerichtet ist, niemand ein Recht. 

(:l) Anläßlich einer Mitteilung gemäß Abs. 1 
hat der Fonds der Oesterreichischen National­
bank unter Bedadltnahme auf die Bestimmungen 
des § 3 Abs.2 mitzuteilen, ob der Kredit aus 
den .Mitteln des Eigenblocks oder des National­
bankblocks zu finanzieren ist. 

§ 18. 

.(1) Die ermächtigte Kreditunternehmung hat 
nach Maßgabe der Zustimmung des Fonds (§ 17 
Abs. 1) und gemäß den Bestimmungen des Treu­
handvertrages mit dem Kreditwerber elllen 
Kreditvertrag abzuschließen. 

(2) Pfandrechte und Rechte . aus sonstigen 
Sicherheiten für Inve;titionskredite sind zu­
gunsten der ermächtigten' Kreditunternehmung 
zu bestellen; hiebei sind dem Namen der ermäch­
tigten Kreditunternehmung die Worte beizu­
fügen: "als Treuhänder des ERP-Fonds". Diese 
Beifügung ist 'in den öffentlichen Büchern auf 
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Grund des gemäß Abs. 1 geschlossenen Kredit­
vertrages in Form einer Anmerkung, und zwar 
auf Antrag des Kreditnehmers, der ermächtigten 
Kreditunternehmung oder des Fonds einzutragen. 
Die Anmerkung hat die Wirkung, daß der Fonds 
berechtigt ist, jederzeit durch Antrag an das 
Grundbuchg.ericht oder an das für das Schiffs­
register zuständige Gericht die Sich·erheiten auf 
~ichzu übertragen und in ein anhängiges Exeku­
tionsverfahren einzutreten. 

(3) Die Kreditunternehmung hat vom Kredit­
nehmer eine Kreditverwendungsübersicht des 
gewährten Inv·estitionskredites, die entsprechend 
den Bestimmungen des Kreditvertrages alle 
Positionen des Investitionsvorhabens und die 
darauf entfallenden Kredit- und Eigenmittel­
beträge en'thält, zu verlangen. Der Fonds kann 
im Treuhandvertrag bestimmen, daß die Kredit­
verwendungsübersicht außer in Fällen eines Kle~n­
kredites von ihm gegenzuzeichnen ist. 

(4) Die Kreditunternehmung hat dem Kredit­
nehmer den Investitionskredit grundsätzlich erst 
zum Zeitpunkt seiner tatsächlichen Verwendung 
flüssig zu machen. Zu diesem Zweck hat sie 
eJnen Verwendungsnachweis zu verlangen und die 
übereinstimmung des Verwendungsnachweises 
mit der Kreditverwendungsübersicht zu prüfen. 

§ 19. 

(1) Die flüssigen Mittel des Eigenblocks . des 
Fonds sind auf Konten bei der Oesterreichischen 
Nationalbank zu h~lten. 

(2) Die ermächtigten Kreditunternehmungen 
haben die überweisung der Beträge für die 
gemäß § 18 Abs. 1 gewährten Investitionskredite 
bei der Oesterreichischen Nationalbank unter 
Vorlage jener Unterlagen anzusprechen, die 
hicfür vom Fonds in den Treuhandverträgen 
vorgeschrieben wurd.en. 

(a) Die Kreditunternehmungen und sonstigen 
Einrichtungen, die zu Einzahlungen an den 
Fonds verpflichtet sind, haben alle Gelder, auf 
die der Fonds als. Mittel des Eigenblocks An­
spruch hat, unmittel'Qar auf die gemäß Abs. 1 
errichteten Konten einzuzahlen. . 

VI. 

Abwicklung und Kontrolle. 

§ 20. 

(1) Die ermächtigte Kreditunternehmung hat 
entsprechend den Bestimmungen des Tl:euhand­
vertrages und des Kreditvertrages die Abwick­
lung des Investitionskredites mit der Sorgfalt 
eines ordentlichen Kaufmannes durchz,uführen 
und insbesondere seine bestimmungsgemäße Ver­
wendung sowie die Einhaltung der Bedingungen 
und Auflagen des Kreditvertrages einschließlich 
der Rückzahlungen und Zinse~zahlungen ~u 

überwachen und alle außergerichtlichen und ge­
richtlichen Maßnahmen zur Einbringung der 
Kreditforderung zu ergreifen. 

. (2) Ausgenommef). im Zuge eines gerichtlichen 
Ausgleichs- oder Zwangsausgleichsverfahrens darf 
der Fonds bei sonstiger Ungültigkeit keinem 
Nachlaß von Forderungen 'aus Investitions­
krediten zustimmen. Entscheidungen des Fonds 
über eine Zustimmung zu einem Forderungs­
nachlaß während eines gerichtlichen Ausgleichs­
oder' Zwangsausgleichsverfahrens, zur Ver­
äußerui1g von bestellten Sicherheiten außerhalb 
eines Exekutions- oder Konkursverfahrens 'oder 
über sonstige Einbringungsmaßnahmen, deren 
Entscheidungen sich der Fonds in den Treuhand­
verträgen vorbehalten hat, hat· die Geschäfts­
führung im Einvernehmen mit der Oesterreidli­
sd1en Nationalbank und, soweit über die Zu: 
stimmung zur Gewährung des. Investitions­
kredites nicht durch- eine Fachkommissionent­
schieden worden war, auch im Einvernehmen 
mit dem Bundesministerium für Finanzen zu 
treffen; hievon sind je nach ihrem Wirkungs­
ber.eichdi·e ERP-Kreditkommission oder die 
Fachkommissionen in Kenntnis zu setzen; sofern 
.der Forderungsnachlaß oder der Veräußerungs­
verlust oder der Verlust aus einer sonstigen Ein- . 
bringungsmaßnahme bei Groß- oder Mittel­
krediten mehr als 20 vom Hundert oder mehr als 
fünfhunderttausend Schilling beträgt, ,bedarf die 
Zustimmung hiezu der Genehmigung durch die 
Bundesregierung. . 

(3) Der Fonds darf Eigentum im Zusammen­
hang mit der Verwertung von bestellten Pfand­
rechten oder Rechten aus sonstigen Sicherheiten 
nur im Zuge eines Ausgleichs- oder Konkurs­
verfahrens und insoweit erwerben, als d,ies die 
ausschHeßlichc Möglichkeit bietet, sich vor dem 
Verlust des überwiegenden' Teiles seiner For­
derung zu schützen. Solcherart, erworbenes 
Eigentum ist ehestens im Wege einer freiwilligen 
Versteigerung zu veräußern. 

§ 21. 

(1) Unbeschadet der überwachungspflichten 
der Kreditunternehmungen ist der Fonds auch 
selbst .. berechtigt, die Beachtung der Richtlinien, 
die Einhaltung der Hedingungen und Auflagen 
der Kreditverträge, die hestimmungsgemäße 
Kreditverwendung, das Ausmaß der tatsächlichen 
Verwendung von Eigel;.1mitteln, weiters den im 
Kreditantrag v·ersprochenen volkswirtschaftlichen 
Leistungserfolg und unter Beiziehung der er­
mädltigten Kreditunternehmung die Sicherheit 
des aushaftenden Kreditteiles zu kontrollieren. 

(2) Der Fonds ist berechtigt, zur Durchführung 
dieser Kontrollen von den Kreditnehmern, den 
ermächtigten Kreditunternehmungen und den 
Empfängern von Leistungen gemäß§ 5 Abs. 2 
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fallweise oder periodische Berichte, Bilanzen, Er­
folgsrechnungen und dergleichen zu verlangen. 
Kontrollorgane des Fonds, die sich als solche 
ausweisen, - sind befugt, die Verwendung der 
Kredite an Ort und Stelle zu überprüfen; diesen 
ist die Einsichtnahme iri die Bücher und die 
hiezu nötigen Belege zu gewähren. 

VII. 

§ 22. J a h res b e r ich t. 

Die Geschäftsführung hat spätestens Vlei' 

Monate nach Abschluß eines Wirtschaftsjahres 
der Bundesregierung einen Bericht über die 
Täfigkeit des Fonds im abgelaufenen Wirt­
schaftsjahr einschließlich eines Jahresabschlusses 
zu erstatten. Der genehmigte Jahresbericht ist 
von der Bundesregierung dem Nationalrat und 
dem Rechnungshof zur Kenntnis zu bringen. In 
den Berichten dürfen -Kreditnehmer nicht 
namentlich 'genannt werden, 

§ 23. Ve I' wal tun g sau f w a n dun d 
B e f I' e i u n g von A b gab e n. 

(1) Der Verwaltungsaufwand des Fonds ist aus 
Fondsmitteln zu bestre.iten. 

(2), Ein Voranschlag des voraussichtlichen Ver­
waltungsaufwandes, der im jeweiligen Wirt­
schaftsjahr zur Erfüllung der Aufgaben des 
Fonds notwendig ist, ist von der Geschäfts­
führung der ERP-Kreditkommission zur Be­
schlußfassung vorzulegen. 'Der Beschluß bedarf 
der Genehmigung der Bundesregierung. 

(3) Der Fonds ist von den bundesgesetzlieh 
geregelten Abgaben, den Bundesverwaltungs­
abgaben . sowie den Gerichts- ünd Justizver­
waltungsgebühren befreit, soweit sich diese Ab: 
gaben und Gebühren aus der Enfüllun,gder in 
diesem Bundesgesetz vorgesehenen Aufgaben des 
Fonds ergeben. 

(,1) Werden gemäß § 3 Abs. 1 lit. e ausgestellte 
Finanzwechsel prolongiert oder an Stelle einer 
Prolongation neu ausgestellt, so sind die pro­
lon'gierten oder solcherart neuausgestellten 
\'Vechsel unter der Voraussetzung von den 
Rechtsgebühren befreit, daß sie mit einem von 
der Oesterreichischen Nationalbank oder der er­
mächtigten Kreditunternehmung zu fertigen,­
den Vermerk über das Vorliegen der Wechsel­
gebührenfreiheit nach diesem Bundesgesetz ver­
sehen sind. 

§ 24. A nie i h e mit tel aus dem B e zug 
a m e r i k a n i s c her I a n d wir t s c h a f t­

I ich e r Übe r s c h u ß g Ü t e r. 

Das Bundesministerium für Finanzen wird er­
mächtigt, aus dem Bezug ,amerikanischer land­
wirtschaftlicher Überschußgüter entstandene An­
leihemittel (SAC-Mittel) dem Fonds zur Ver-

7 

fügung zu stellen, soweit dies nach den für diese 
Mittel geltenden Abkommen möglich ist. 
Werden SAC-Mittel des Bundes zur Verfügung 
gestellt, so sind die näheren Einzelheiten d.urch 
Vertrag zwischen dem Bund, vertreten durch das 
Bundesministerium für Finanzen, und dem Fonds 
zu regeln. 

§ 25. S t r a f b e s tim m u n g. 

(1) Die Mitglieder der ERP-Kreditkommission 
und der Fachkommissionen sowie die zu ihren 
Sitzungenbeigezogeneni Experten _sind zur V cr­
schwiegenheit . über alle.ihnen ausschließlich aus 
ihrer Tätigkeit in dieser Kommission bekannt­
gewordenen Tatsachen auch nach Ausscheiden 
aus dieser Funktion verpflichtet. 

(2) Eine solche Person, die ein ihr bei der Aus­
übung ihrer Funktion bekanntgewordenes Ge­
schäfts- oder Betriebsgeheimnis auch' nach Er­
löschen ihrer Bestellung vorsätzlich einem an­
deren preisgibt, veröffentlicht, geschäftlich ver­
wertet oder verwerten läßt, wird wegen· Ver­
gehen mit Arrest bis zu zwei Jahren bestraft, 
wenn, die Handlung nicht na~h einer anderen 
Vorschrift mit strengerer Strafe bedroht ist .. 

§ 26. Aufsicht über-den Fonds. 

(I) Der Fonds untersteht der Aufsicht der Bun­
desregierung. 

(2) In Ausü,bung ihres Aufsichtsr~chtes olbliegen 
der Bundesregierung .die ihr in .diesem Bunides­
gcsetzü'berrra.genen Aufgaben. 

(:l) Bei Ausübung dieses AUifsichtsrechtes ist a-uf 
die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes sowie 
des Abkommens über die ERP-Counterpart­
Regelung, BGBI. Nr. , Bedacht 'Zu neh­
men und davon in einer Weise Gebrauch IZU 

machen, daß insbeson:dere o-der in § 1 Ahs. 2 
genannte Zweck des Fonds unter Berücksichti­
gung der jeweiligen wirtschaftlichen Allgemein- -
Jage in zweckmäßiger Weise verwirklicht wird. 

(4) Die Befassung der Bundesregierung und die 
Durchführung der Beschlüsse dersellben in An­
gelegenheiten, die nach den Besümmungen dieses 
Bundesgesetzes der Genehmigung der Bundes­
regierung bedürfen, obliegt dem Bundeskanzler-
amt. 

(5) Die Gebarung des Fonds unterliegt der 
überprüfung -durch den Rechnungshof. 

VIII. 

übergangsbestimmungen. 

§ 27. 

(1) Alle Stellen, die Konten, auf welchen sich 
im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundes­
gesetzes Gelder des Eigenblocks des Fonds 
befinden, führen, haben diese mit Stand des 
Tages des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes 

654 der Beilagen IX. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 7 von 11

www.parlament.gv.at



8 

abzus.chließen und die Salden auf die gemäß .§ 191 die Errichtung der. i~ diesem .Bundesgesetz vor­
Abs. 1 neugebildeten Konten des Fonds zu über-I gesehenen. Komm~SSlonen, dIe Erlass';lng der 
tragen.· Geschäftsordnung, der Abschluß der In § 13 

(2) Pfandrechte und sonstige Rechte zur I genannten Verträge und die Errichtung cl.er 
Sid1erstellung von Investiti-onskrediten, die aus· Konten des Fonds gemäß § 19, können bereIts 
Mitteln des Eigenblocks vor Inkrafttreten ,dieses vor I.nkrafttreten dieses Bundesgesetzes gese~zt 
Bundesgesetzes gewährt worden sind, und die werden; sie erlangen frühestens mit Inkraft­
zugunsten einer Person, die nicht eine Kredit- treten dieses Bundesgesetzes Wirksamkeit. 
unternehmung ist, bestellt worden sind, gehen 
!pit In~rafttreten dieses Bundesgesetzes auf den 
Fonqs :i)Jber. D~r überg~ng soIcher Rechte wird 
dlirch A,mts1besrätigllpgenbescheinigt, die vom 
Bünd~skanzlera!llt' auszustellen, sind. Diese Amts­
bestätiillrtgen ~ind öffentliche Urkunden im 
Sinneae~ -§ 33 Abs. 1 des Allgemeinen Grund­
buchgesetzes 1955, BGB!. N r. 39. Soweit solche 
Rechte in qffentlir;:hen Büchern oder in Sd1iffs­
r~gjstern eingetragen sind, sinq diese Bücher a·uf 
Antrag des Fonds zu bericqtigen. Auf Bfand­
rechte und Re.cht~ aus sonsdgen Sicherheiten für 
I;"~estition·~kredite, . die ~us ERP~Mitteln vor 
Inkrafttreten die'ses B~ndesgesetzes gewährt 
w9rden sind. llnd die zug\lnsten einer Kredit­
unternehmung bestellt wurden, sind die Bestim­
~~ngen des § 18 Abs. 2 sinngemäß anzuwenden. 

(3) Rechte und Pflichten des Bundes aus Treu­
handverträgen und ~us sqnstigen Verträgen, 
soweit sie nicht Verträge über Investitionskredite 
sind, die Mittel de~ EiMnil:>:\'Q,*s zum Gegenstand 
haben, gehen auf den Fonds über. Der Fon·ds 
kOlun solche Ven~.ge \n.nerh4lb eil1~~ Ja,hres nach 
11,1~~~htrer~1,1 qlese.~· B.~ndesge~et:z;es . kderzeit 
unter Einhaltung e.i!\ex ~h:~im,on~tigen, Frist kün-
·9.i~e~. . -

§ 28. 

(1) .Dies.es Bundesgesetz tritt mit dem 1. Juli 
'964 iÖc I,).~aft. 

(z) Handlirflg~n, "di~. d,er Vorhyreitul).g des 
l~\~fttJ,:etens dies.esB.u.n,des&esctzes dien.en, wIe 

(3) Mit Inkra.fttreten dieses BUl1desgesetzes 
treten das Kredidenkungsgesetz, StGB!. Nr. 43/ 
1945, und das BUl1!desgesetz vom 30. Mär,z 1949, 
BGB!. Nr. 101, betreffend die übernahme einer 
Haftung durch die Repuhlik Osterreich außer 
Kraft. 

(4) Im Falle des Außerkrafttretens ·dieses BUl1-
desgesetzes geht das Vermögen des ERP-Fonds, 
soweit es den Eigeniblock ~owie qas in § 3 Abs. 1 
lit. e genannte Recht betrifft, in das Eigentum 
des Bundes über. 

§ 29. 

Mit der Vollziehung dieses BUl1desgesetzes ist 
nach Maßgabe seiner Bestimmungen die Bundes­
regierung, hinsichtlich des § 18 Abs. 2, des § 23 
Abs. 3, soweit es sid1 um. Gerichts- und Jqstiz­
verw~ltu.ngsgebUhren handelt, und hinsichtlich 
des§·25 d.as Bundesministeriuffi für Justiz,0hin-
sichtlich de~ § 23 A,ps. 3, soweit es sich um andere 
bundesgesetzlich geregelte Abgaben als Bundes­
verw~ltungsabgaben oder G(;lric~ts- und J ustiz­
verwalt\lngsgepühren. hal1delt, und hinsich dich 
der Ermächtigung des § 24 das Bupdes­
ministerium für Finanzen und im übrigen das 
BUl1d~skanzle~amt' bet~aut, und zwar letzteres 
au~h ;hinsichtlich der Befassung der Bundes­
~egierml.g u,nd der Durchfi,ihrung der· in diesem 
Bund~sgesetz vo,rgesehenen Beschlüsse der Bune 

desregieru,ng: 
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Erläuternde Bemerkungen 

I. 

Die Bundesregierung hat im April des 
Vorjahres das am 29. März 1961 unterzeichnete 
Abkommen mit den Vereinigten Staaten von 
Amerika über die ERP-Counterpart-Regelung 
dem Nationalrat zur parlamentarischen Be­
handlung gemäß Artikel 50 B.·VG. zugeleitet 
(392 der Beilagen zu den steno graphischen 
Protokollen des Nationalrates, IX.. GP.). Wie 
in den Erläuternden Bemerkungen zu dieser 
Regierungsvorlage ausgeführt wird, .macht es 
der Abschluß des Abkommens erforderlich, 
die Verwaltung der Counterpart-Mittel in 
Österreich sowie ihre Verwendung einer bun­
desgesetzlichen Regelung zuzuführen. 

Diese Regelung wird durch das vorgenannte 
Abkommen weitestgehend vorausbestimmt. 
Das Abkommen sieht nämlich im wesentlichen 
vor, daß die gesamten noch vorhandenen 
ERP-Mittel (auch Counterpart- oder Gegen­
wert-Mittel genannt) und die Forderungen 
aus der bisherigen Vergabe solcher. Mittel 
"als ein einheitlicher Fonds behandelt werden". 
Seine Mittel sind im Rahmen der von der 
Bundesregierung zu genehmigenden Jahres­
programme nur zur' Förderung wirtschaft­
licher Tätigkeiten zu verwenden, wobei die 
einzelnen Kredite auf Grund der positiven 
volkswirtschaftlichen Aspekte der Vorhaben 
im Wege von Kreditinstituten zu vergeben 
sind. Alle Counterpart-Mittel sind vom Budget 
abgesondert und losgelöst zu halten und dürfen 
nicht für irgendwelche Budgetzwecke heran-
gezogen werden. . 

Als geeignetste Lösung zur l>urchführung 
dieser Grundsätze bietet sich die Schaffung 
eines Fonds mit eig-ener Rechtspersönlichkeit 
an, der die vorgenannten Mittel zu umfassen 
hätte~ Die Vorschriften über die Verwendung 
der Mittel durch den Fonds müssen den dies­
hezüglichen Grundsätzen des Abkommens ent­
sprechen. Demnach wird es Hauptaufgabe 
des Fonds sein-, mittel- und langfristige Inve­
stitionskredite gegen Sichel'stellung zu ver­
geben, und zwar nicht unmittelbar, sondern 
mittelbar im Wege von Kreditunternehmun­
gen, die zu ihm in einem in den Einzelheiten 

vertraglich zu regelnden Treuhandverhältnis 
stehen. Durch diese Art der Gewährung der 
Kredite bilden sich auch keine unmittelbaren 
Rechtsbeziehungen zwischen dem Fonds und 
den einzelnen Kreditwerbern. Partner des 
Kreditvertrages sind der Kreditnehmer und 
die jeweilige Kreditunternehmung, die hin­
sichtlich der Vergabe einzelner Arten. von 
Krediten nach dem Treuhandvertrag im Treu­
handinnenverhältni':l an die Zustimmung des 
Fonds gebunden ist. Der Fonds übt demnach 
eine nach den Grundsätzen des Privatrechtes 
zu beurteilende wirtschaftliche und somit 
keine behördliche Tätigkeit aus; daher sind 
von ihm auch nicht die Bestimmungen des 
Allgemeinen Verwaltungsverfahrimsgesetzes 
1950 anzuwenden. -

Im Hinblick auf die große wirtschaftliche 
Bedeutung, die der Verwendung der Counter­
part-Mittel zukommt, soll der Fonds der 
Aufsicht der Bundesregierung unterstellt und 
eine Reihe besonders wichtiger, insbesondere 
grundsätzlicher Maßnahmen des Fonds von 
einer Genehmigung der Bundesregierung ab­
hängig gemacht werden. 

Die Zuständigkeit des Bundes zur Regel1il',lg 
dieser Materie gründet sich auf die Kompetenz­
bestände des Artikels 10 Abs. 1 Ziffer 413.-VG., 
"Bundesfinanzen" , Ziffer 5 "Geld-, Kredit­
und Bankwesen" sowie auf Ziffer 15 "aus 
Anlaß eines Krieges oder im Gefolge eines 
solchen zur Sicherung der einheitlichen Füh­
rung der Wirtschaft notwendig erscheinende 
Maßnahmen" und auch teilweise auf Ziffer 2 
"Warenverkehr mit dem Ausland", 

II. 

Zu den einzelnen BestiIh'mmlgen dei' Regie­
rungsvorlage wäre noch folgendes zu be­
merketl: 

Zu § 1: 

Zur Erinnerung an die Entstehung der 
Fondsmittel soll die offizielle Kurzbezeichnung 
der seinerzeitigen Marshallplan-Hilfe (European 
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Recovery Program= Europäisches Wiederauf­
bau-Programm) im Namen des Fonds erhalten 
bleiben. 

Zu §§ 2 und 3: 

Durch diese Bestimmungen werden die 
Mittel bezeichnet, die dem Fonds zur Ver­
fügung stehen. 

diesen Ländern kombiniert werden. können. 
Soweit Ausfuhrförderungsmaßnahmen der ge­
nannten Art in Betracht kommen, wird sich 
der Fonds bestehender Einrichtungen zur 
Förderung der österreichischen Ausfuhr be­
dienen, wobei jedoch auf den besonderen 
Zweck solcher Ausfuhrförderungsl!laßnahmen 
Bedacht zu nehmen ist. 

Die bisher im Eigentum des Bundes ge-
standenen Counterpart-Mittel einschließlich der Zu Abschnitt n: 
Forderungen aus bisherigen Vergaben gehen Die für die Organisationen des Fonds ge­
ü~ das Ei~entUl~ des Fonds über (Eigenbl~ck); troffene Regelung ist bestrebt, einerseits. dem 
dIes betrIfft .~Ie Guthaben a~f ,allen .?lSher Charakter des Fonds als eines selbständigen 
vom Bund fu; Counterpart-.l\bttel gefuhrten Rechtsträgers gerecht zu werden, anderseits 
Konten, ~lso lllsbesondere. d~e Guthabe~ auf. aber auch auf Einrichtungen, die sich in 
den Kon"en der OesterrelChlschen NatlOna~-1 den vergangenen Jahren bei der Verwaltung 
bank NI'. 465, 471, 477, 478 und 479 SOWIe der Counterpart-Mittel herausgebildet und 
auf den Postsparkassenkonten NI'. 200, 3219, bewährt haben, Bedacht zu nehmen. Daher 
3220 und 3221. sind als OrgaIle des Fonds die ERP-Kredit-

Hinsichtlich jener Beträge, die in früheren kommission, die die diesbezüglichen Funk" 
Jahren im Zuge der Abschi;eibung von der tionen der Kreditlenkungskommission über~ 
Bundesschuld Eigentum der Oesterreiehischen nimmt, und die Geschäftsführung vorgesehen. 
Nationalbank geworden sind (Nationalbank- Die ERP-Kreditkommission hat sich eine 
block), geht das bisherige Dispositionsrecht Geschäft,sordnung zu geben. Das Gesetz 
des Bundes über diese Mittel auf den Fonds schreibt zwingend vor, daß die Geschäfts­
über. Auf diese 'Veise erscheint, trotz ver- ordnung Bestimmungen enthalten muß, wo: 
schiedener Eigentumsverhältnisse, eine Be- nach die Entscheidung über die Zustinünung 
handlung und Verwendung allel' Counterpart- des Fonds zur Gewährung bestimmter Arten 
Mittel nach einheitlichen Grundsätzen gewähr- von Groß- und Mittelkrediten an ]'ach­
leistet. kommissionen, die ihren Sitz bei den in 

§ 8 Abs. 2 genannten . Bundesministerien 
Zu §. 4 Abs.3 und 4: haben, und die Entscheidung über die Zu-

Diese Bestimmungen sind durch die Vor- stimmung des Fonds zur . Gewährung von 
schriften des - Abkommens bedingt, viOnach bestimmten Mittelkrediten an einen Unter­
alle ERP-Mittel vom Staatsbudget, dfl,s heißt ausschuß delegiert wird. Diese Geschäfts­
von Budget des Bundes und den Haushalten ordnung, die für das Funktionieren der Kom­
der übrigen Gebietskörperschaften, losgelöst missionen des Fonds wesentlich ist, soll der 
und getrennt zu halten sind und weder für Genehmigung der Bundesregierung unterliegen. 
Schulden noch andere Zwedm derselben zur 
Verfügung gestellt werden dürfen. Zu § 10: 

Zu § 5: 

In diesem Paragraphen wird geregelt, welche 
Arten von Leistungen der Fonds erbringen 
kann, 

Seine Haupttätigkeit . wird darin bestehen, 
nicht unmittelbar, sondern durch Kreditunter­
nehmungen mittel- und langfristige verzinf!, 
liehe und sichergestellte Investitionskredite, 
also Kredite, die der Kreditnehmer zu pro­
duktiven Investitionen im eigenen Betrieb 
verwendet, zu· vergeben. 

Darüber hinaus kommen noch solche Lei­
stungen in Betracht, die ihre Begründung 
im Abkommen finden; es handelt sich dabei 
insbesondere um die Möglichkeit der wirt­
schaftlichen . Förderung von Entwicklungs­
ländern, wobei solche Maßnahmen mit Maß~ 
nahmen- der östeneichischen Ausfuhr nach 

Das Jahresprogramm ist maßgebend für 
die gesamte Tätigkeit des· Fonds in einem 
'Virtschaftsjahl;, Es ist unter Bedaehtnahme 
auf die Währungslage und den vordringlichen 
Investitionsbedarf der östeneichischen Wirt­
schaft. zu erstellen und hat da,s ziffernmäßige 
Ausmaß der' in· einem Wirtschaftsjahr ein­
zusetzenden Fondsmittel und ihre Aufteilung 
auf die einzelnen Zweige der Wirtschaft zu 
enthalten. Wegen der währungspolitischen 
Bedeutung des Jahresprogramms soll dor 
Bundesregierung bei Beschlußfassung über 
dasselbe eine Stellungnahme des BUlldes-· 
ministeriums. für Finanzen hiezu und auch 
ein Gutaehten der Oesteneichisehen National­
bank über die währungsmäßigen Auswirkungen 
vorliegen: Das von der Bundesregierung ge­
nehmigte Jahresprogramm ist dem Nationalrat 
zur Kenntnis zu bringen. 
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Zu §§ 11 und 12: 

Diese Bestimmungen' enthalten die Vor­
schriften über die Erstellung und Genehmigung 
der Grundsätze und der Richtlinien, die für 
die Gewährung von Investitionskrediten zu 
gelten haben, und über die Festsetzung des 
Zinssatzes des Fonds. 

Zu § 13: 

Die Kreditunternehmungen und sonstigen 
Einrichtungen, deren sich der Fonds zur 
Durchführung seiner Aufgaben bedient, stehen 
zum Fonds in einem Treuhandverhältnis. 
Wenn auch die wesentlichen Elemente dieses' 
Treuhandverhältnisses durch aas vorliegende 
Gesetz bereits bestimmt sind, soll es doch 
vertraglich näher geregelt werden. 

Für den Abschluß von Treuhandverträgen 
über die Gewährung von Kleinkrediten gelten 
zusätzlich die besonderen Bestimmungen des 
Abs.2. 

Zu Abschnitt V und VI: 

11 

des § 18 Abs. 2 bezweckt lediglich ersichtlich 
zu machen, ",-elche Sicherheiten zugunsten 
eines Kredites bestellt wurden, der aus Fonds­
mitteln gewährt wurde. 

Die Vorschriften des § 21 über Kontroll­
möglichkeiten des Fonds sind durch die 
Bestimmung des Abkommens bedingt, wonach 
die österreichische Bundesregierung verpflichtet 
ist, entsprephende Überprüfungen der end­
gültigen Verwendung und auch andere ge­
eignete Kontrollen vornehmen zu lassen. 

Zu § 22: 

Der Fonds hat über seine Tätigkeit in 
jedem Wirtschaftsjahr einen Jahresbericht 
zu erstatten, der nach Genehmigung durch 
die Bundesregierung von dieser dem National­
rat und dem Rechnungshof zur Kenntnis zu 
bringen ist. 

Zu § 23: 

Der Verwaltungsaufwand des Fonds soll 
aus Fondsmitteln bestritten werden, da es 
gerechtfertigt erscheint, mit diesen Ausgaben 
nicht das Budget des Bundes zu' belasten. 
Der Fonds genießt die auch sonst· bei öffent­
lichen Fonds übliche Abgabenbefreiung. Die 
Vorschrift des Abs. 4 entspricht der im Aus­
fuhrförderungsgesetz getroffenen Regelung und 
stellt eine Erleichterung für die Kreditnehmer 
dar. 

In diesen Abschnitten wird das Verfahren 
für die Vergebung von Investitionskrediten 
geregelt. Anträge sind - ausgenommen soweit 
sie Vorhaben des Verkehrssektors betreffen, 
der in den Wirkungsbereich des Bundes­
ministeriums für Verkehr und Elektrizitäts­
wirtschaft fällt '- bei einer Kreditunter­
nehmung einzureichen. Soweit es sich nicht 
um Kleinkredite handelt, hat die Kredit- Zu § 26: 
unternehmung die Entscheidung des Fonds Wie einleitend erwähnt, soll wegen der 
einzuholen, über die nach Prüfung des An- besonderen Bedeutung des Fonds dieser der 
trages durch die Geschäftsführung bzw. der Aufsicht der Bundesregierung unterstellt wer­
Bundesministerien, die den Vorsitz in den den, die in Ausübung ihres Aufsichtsrechtes 
Fachkommissionen führen, durch die in § 8 auf die Bestimmungen dieses Gesetzes und 
vorgesehenen Kommissionen entschieden wird. auch des Abkommens über die ERP-Counter­
Nach erteilter Zustimmung des Fonds ist part-Regelung Bedacht zu nehmen hat. Der 
der Kreditvertrag durch die in Betracht Abs. 3 dieses Paragraphen gibt die dem 
kommende Kreditunternehmung zu schließen, Artikel 18 Abs. 2 B.-VG. gemäßen Richtlinien 
der es auch obliegt, den Kredit abzuwickeln für die Ausübung dieses' Aufsichtsrechtes. 
und zu überwachen. Ebenso wie alle übrigen öffentlichen Fonds 

Die für einen Kredit zu bestellenden Sicher- soll auch die Gebarung des ERP-Fonds der 
heiten sind zugunsten der jeweiligen Kredit- Kontrolle durch den Rechnungshof unter­
unternehmung zu bestelleri. Die Vorschrift I liegen. 
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